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GeggudasWegwerfenvonPapier -undSpeiseresten.DieNaturschutzstelle
desPundesdenkmalamteshatüberAnregungdesVereinesTiergartenschutz
kürzlichdarüberberaten ,wasgegendie UnsittedesWegwerfensvonPa-¬
pier -undSpeiserestenin WienundimWienerAusflugsgebietgeschehen
könne.AndiesenBeratungennahmenauchNationalratForstner,Frau
Rudel-ZeynekundBezirksratBelzlteil .EswurdeeineEntschließungan-¬
genommen,diegesterndenBundesministernDr. SchneiderundDr .Schürff
ferner demLandeshauptmannvonWienBürgermeisterSeitz unddemLan-¬
deshauptmannvonNiederösterreichDr .Bureschvoneiner Abordnungüber-¬
reicht wurde ,die Nationalrat Forstner führte und an der außer denVar - ¬
treternderdreigroßenpolitischenParteienauchderLeiterderFach-¬
stelle für Naturschutzdes BundesdenkmalamtesRegierungsratProfessor
Dr. SchlesingerundderReferentFachlehrerAmonteilnahmen.Indieser
EntschliessungwerdenbehördlicheVerordnungengegendassorgloseoft
MenschenlebengefährdendeWegwerfenvonSpeiseresten,Papier. . w.ver-¬
langt ,diestrengstensgehandhabtwerdensollenunddiegleichzeitig
die Wachorganeberechtigen ,von jenen Personen ,die Papier -undSpeise - ¬

soforteinenStrafbetrageinzuheben .Ebensosol-¬restewegwerfen,
len auch die Bediensteten der Strassenbahn und anderer öffentlicher Ver - ¬
kehrsmittelsolcheVollmachtenerhaiten .In denEisenbahnstationen ,in
denVast -undKaffeewirtschaftenderAusflugsgebieteundindenStraßen
der Städtesollenmöglichstviele deutlichsichtbareBehälterfürdiese
Abfälleangebrachtwerden .VondenUnterrichtsbehördenwirdverlangt ,
daßin derSchule ,imSchulgarten ,anöffentlichenundprivatenBeschäf-¬
tigungsstellen ,der Sinn für Sauberkeit den Kinderneingeprägtwerden
möge .Pflicht der Lehrersoll es sein ,die Kinderauf dieWichtigkeit

desNaturschutzesaufmerksamzumachen,wasbesondersbeiLehrausgängenleicht geschehenkann .DieAbordnungerhielt vonallen Funktinärendie
Zusicherungder weitestgehendenUnterstützungdieserBestrebungen.

Gemeinderatssitzung.DiefürFreitag ,den15,FebruareinberufeneSitzung
des Gemeinderatesbeginnt erst um5 Uhrnachmittags .

DieneueAutotaxe.ImRathausfandunterdemVorsitzdesamtsführenden
Stadtrates Richter eine Besprechung statt ,an der alle Interessenten

teilnahmenundin derbeschlossenwurde ,dieAutomobiltaxemitdem
7000fachenBetragder imFriedeneingehobenenNachttaxefestzusetzen.
Wiebereitsmitgeteilt ,hatdieWienerLandesregierungvorungefährdrei
WochenaufGrundvonVerhandlungenmitdenbeteiligtenGenossenschaften
dieFestsetzungeiner6000fachenMaximaltaxevorgeschlagen.Inderletz-¬
ten Besprechunghabennunvor allem die kleinen Autotaxibesitzerdarauf
verwiesen ,daßdie GaragenmietenundauchBezinbedeutendteurergeworden
sindunddahermitder 6000fachenMaximaltaxedasAuslangennichtgefunden
werdenkönne .DiegroßenAutotaxiunternehmungenerklärten bei der6000fa-¬
chenMaximaltaxezubleiben .DieLandesregierunghatheutedie7000fache
Maximaltaxefestgesetzt ,die sofort wirksamwird .Füreine FahrtzumTrab-¬
rennfahrenwirdeinZuschlagvon7000KundfüreineFahrtzumRennenwer-¬

eingehoben .DerGepäckszu¬dendrei solcheZuschläge
schlagbeträgtebenfalls7000K ,erist abernurdannzuentrichten,wenn
dasGepäcknichtimInnerndesWagenuntergebrachtwerdenkann .DerEin-¬
spännertarifbleibtunverändertundbeträgtdaherdas6000fachederim
Friedenfür NachtfahrtenbezahltenTaxe .Eskostetder ersteKilometer
mit demEinspänner 6000 K und jeder weitere Kilometer 3600 K .Auchder
Tariffür dieBenützungdesFiakersbleibtunverändert.DieZeittaxebe-¬
trägtfürdieerstenZehnminutenfahrt10,000undfürjedeweiterenZehn
Minuten7000K .EshandeltsichbeiallendiesenTaxenumHöchstbeträge,
die nicht überschrittenwerdendürfen .
r EhrenpreisderStadtWien.GesternwurdederEhrenpreisderStadtWien
ürdenösterreichischenKünstlerbunddemakademischenMaler.Hörbiger
erkannt.DieJurybestandausVizebürgermeisterEmmerling ,amtsführen-¬lenStadtratRichter ,ObermagistratsratReuttervondenstädtischenSamm-¬
ungenunddenMalernPayer - Gartegen ,Girardi ,MayundBorschke.
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EinspruchderRegierunggegendasWienerWohnbausteuergesetz .
DerBürgermeisterwurdeheutenachmittags,wenigeStundenvorderum
Mitternachtablaufenden56tägigenFrist durchein SchreibendesBun-¬
desministersfür Finanzenverständigt ,dassgegendie am20 .Dezember
1923vomWienerLandtagbeschlosseneErhöhungderWohnbausteuerEin-¬
sprucherhobenwerde. Eswirddiesdamitbegründet,dassdurchdieses
GesetzdiewirtschaftlicheEntwicklungWiensunddarüberhinausdie
ganze österreichische Volkswirtschaft gefährdet werde .Kennzeichnend

für die Behandlung,die die BundeshauptstadtWierdurchdenFinanzmi-¬
nistererfährt,istdieTatsache,dassHerrDr .Kienböckgesternerst

denWunschäusserte,esmögeihmdasdemLandtagsbeschlusszugrunde-¬
liegande und ihmbis dahin unbekannteZahlenmaterial mitgeteilt wer- ¬
den .Es geschahdies nochspät abendsdurcheine Zuschrift desMagi¬
stratsdirektors.Diedarinenthaltenen,aufamtlichenEghebungenberu-

Gebrauchgemacht.ImJahre1913betrugendieSteuern,dievonBund,Land
NiederösterreichundGemeindeWienausdenWienerHäuserneingehobenwüs-¬
den ,128MillionenGoldkronen.DerzeitbringtdieWohnbausteuer ,dieandie
Stelleall dieservielfachenSteuernundZuschlägegetretenist ,40Milliar-¬
denKronenundwürdezuzüglichdesErtragesderstrittigenNovellesichaut100MilliardenPapierkronenodersiebenMillionenGoldkronenGoldkronen
belaufen.DasentsprichtalsoeinerdurchschnittlichenValorisierungvon
nichtganz52Prozent.DieanderenBundesländerhabensichdurcheineaus¬
serordentlichstärkereValorisierungderGrundsteuerbedeutendeEinnahmen
geschaffen.InWienistdieserWegnichtnatürlichungangbar.Dienurvom
unverbautenGrundzuleistendeGrundsteuerhatsamtZuschlägenblos373.000
Goldkronenbetragen.WienmussdahernaturgemässaufdieGebäudesteuergrei-¬
fen. Esistauchbekannt,dassNiederösterreichnebeneinersehrstarkenFa
losisierungderGrundsteuerauchdie Gebäudesteuerin einemweithöheren
Umfangerhöhthat ,dievorallemdieBetriebsstättenstärkertrifft ,alsdie
Wohnungen,beideneninWienumdieProduktionzuschützen,derumgekehrte
Weggegangenwird.InWiendieErhöhungderSteuerbeidenWohnungenbas
zudemDreitausendfachendesFriedenszinsesgeht,endetsiebeidenBetriebs
stättenbereitsbeidemZweitausendfachen.DerEinspruchdesFinanzministers

hendenDatenliefernfolgendesBild:LautstatistischerAufnahmevomussnichtnurausachlichenGründenalseineunfreundlicheHandlungbe-¬
Augast1919gabesinWieninsgesamt605.590WohnungenundGeschäfts-zeichnetwerden,sondernauchdeshalb,weilererstwenigeStundenvorAblauf
lokale .Hievonstanden587. 409ineinemZinsunterdreitausendFridensdergesetzlichenEinspruchsfristerfolgtist .UeberdieswirddieWienerBe-¬
kronen.AllediesebleibenvonderErhöhunggänzlichunberührt.Betrof-völkerungnichtbegreifenkönne,dassmandieGemeindejetzt,womanihrdie
fenwerdennur18. 181WohnungenundLokale,alsdreiProzent.IndieKa-schwerstenOpferfürdieSænierungdesBundeszumutet,nochderVerfügung
tegoriezwischendreitausendundfünftausendKronenfallen9879Objek-überihreRealsteuernberaubt.EswirdderWienerLandtagschoninderaller.
te. FürsiewürdedieWohnbausteuerinderhöchstenStufe1,248.000nächstenZeitsichmitdemWohnbausteuergesetzzubeschäftigenhaben.Kronenjährlich ,gegenüber498. 000Kronenderzeitausmachen.DieStei -
gerungbeträgt also für mehrals die HälfteimHöchstfalle750. 000
Kronenjährlich.DienächsteGruppeumfasst1835Wohnungenund3749Ge-¬
schäftslokale und Betriebe mit Zinsen zwischenfünf - undzehntausend

Kronen.DiedamaligeAufnahmelässtdieGliederunginnerhalbdieserKa-¬
tegorienichterkennen.Würdenaberselbstallediese5584Objekteim

Friedenszins von zehntausendKronenstehen ,so wäre dieMehrleistung
nurfünfMillionenKronenfürdasJahr .ErstbeiderimVerhältnis
ganzkleinenZahlvonWohnungenundBetrieben ,die einenGoldzinsüber
zehntausend Kronen hatten ,kommen überhaupt nennenswerte Steigerungen

vor . Essinddies533LuzusvillenundPaläste ,sowie2185Betriebe ,vor
allemindenhöchstenSätzendieeigenenGebäudederBanken,diezahl-¬
reichenBankfilialenundWechselstuben ,die grossenVergnügungslokale,
sowieLuxusgeschäftevonder Kärnterstrasse ,KohlmarktundGraben .Der
Ertrag ,derdurchdie Novelleerzielt werdensoll undbekanntlichrest -¬
loszurDurchführungdesWohnbauprogrammsderGemeindebestimmtist ,
machtsechzigMilliardenKronenaus .Diesbedeudetdie Möglichkeitjähr-¬
lich 750Wohnungenherzustellenoderes wäredadurchdieFundierung
für Wohnbauanleihenvon . 800MilliardenKronengegeben ,wofürzehntausene
Wohnungengebautwerdenkönnen.GegenüberdemerfolgtenEinspruchist
weiterhervorzuheben,dassimWiederaufbaugesetz( Paragraph5 ,Absatz4 )

die Landesgesetzgebungengerade auf die Ausnutzungder Grund - undGe¬
bäudesteuernangewiesenwerden .Umdies im weitesten Masstun zukönnen ,
wurdendie RealsteuernvomBunddenLändernabgetreten ,die dafürja
auchteilweiseauf ihre Zuschlagsrechteverzichtethaben .Vondieser
Meichkeit hat Wienbis jotzt nur in einemganzbescheidenUmfang
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